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Energiekosten 

Anforderungen an einen  
Wärmepumpentarif  
Überwindung diskriminierender Steuern und Abgaben beim thermodynamisch optimierten Heizen 

Gerhard Luther, Saarbrücken  

H
eizwärme lässt sich aus Brenn-
stoffen nicht nur durch schlichte 
Verbrennung, sondern auch 

durch thermodynamisch anspruchsvol-
lere und effizientere Prozessketten her-
stellen: 
?  durch einen thermischen Stromerzeu-
ger, bei dem – unter Verzicht auf die 
Nutzung der Exergie im unteren Tem-
peraturbereich – die Abwärme schon bei 
einer mittleren Temperatur direkt oder 
über eine Fernwärmeleitung auf einen 
dezentralen Wärmeträger übertragen 
wird (Kraft-Wärme Kopplung, „KWK“) 
? durch technisch optimierte Stromer-
zeugung in einem großen Kraftwerk und 
dezentralen Einsatz von Wärmepum-
pen (WP) zur Ausnutzung von Umwelt-
wärme.  

Nur die Wärmeerzeugung über die 
Prozesskette Brennstoff-Kraftwerk-Wär-
mepumpe wird durch mit dem Elektrizi-
tätseinsatz verknüpfte Steuern und Ab-
gaben belastet. Eine Aufhebung dieser 
Wettbewerbsverzerrung auf dem Wär-
memarkt durch einen diskriminierungs-

freien Wärmepumpentarif ließe sich 
praktisch aufkommensneutral durch-
führen und könnte ohne Subventionen 
der Verbreitung von hocheffizienten 
Wärmepumpen starken Auftrieb geben. 

Das Potential der Wärmepumpe 

Wir beschränken uns bei der folgen-
den Betrachtung auf den Primärenergie-
träger Erdgas. Der Erdgasanteil an der 
Beheizung des Wohnungsbestandes in 
Deutschland beträgt etwa 50 %. Das Erd-
gas wird dabei derzeit jedoch noch fast 
ausschließlich in Kesseln verbrannt. Bei 
einer thermodynamisch optimierten 
Wärmeerzeugung, bei der aus Erdgas in 
einem modernen großen Gas- und 
Dampfkraftwerk (GuD) Strom produziert 
wird und aus diesem Strom dezentral 
mit einer hocheffizienten Wärmepumpe 
Wärme bereitgestellt wird, kann man 
aus 1 kWhth Erdgas im Kraftwerksein-
gang deutlich mehr als 2 kWhth dezen-
trale Heizwärme erzeugen [1]. Im Hei-

Bei der Erzeugung von Gebäudewärme gibt es eine offensichtliche 
und völlig ungerechtfertigte Wettbewerbsverzerrung, die sich daraus 
ergibt, dass die Prozesskette „Brennstoff-Kraftwerk-Wärmepumpe“ 
mit Steuern und Abgaben aus dem Strombereich belegt wird, die bei 
der KWK oder der direkten Verfeuerung des Brennstoffes nicht zum 
Tragen kommen. Das aufgezeigte Problem muss wegen der Tendenz 
steigender Belastung der Strompreise kurzfristig gelöst werden.*) 
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gesamte Endenergie: Wärme und Strom

Erzeugung von Strom und Wärme

GuD + BrennwertKessel

GuD versorgt auch WP

Gaseinsatz: Q = 1
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Bild 1  

Strom-Endenergie-Diagramm für verschie-

dene KWK-Anlagen (kleine Symbole ohne 

und große Symbole mit je 10 % Spitzen-

wärme und Spitzenstrom) und als Refe-

renz für eine getrennte Erzeugung von 

Strom durch ein GuD und Wärme durch ei-

nen Brennwertkessel (blaue Linie) bzw. ei-

ne aus einem GuD gespeiste Wärmepum-

pe (rote Linie). Die gestrichelten Linien er-

geben eine Abweichung von 10 % des Pri-

märenergieeinsatzes an 

 

zungsbereich ließe sich also rechnerisch 
bereits mit dem jetzigen Erdgaseinsatz 
von 50 % die gesamte Heizwärme abde-
cken und darüber hinaus noch etwas 
Strom für andere Anwendungen bereit-
stellen. Auch im Vergleich zur in 

*) Der Beitrag ist angelehnt an einen Vortrag 
des Autors auf der 75. Physikertagung im April 
dieses Jahres in Dresden.



Deutschland besonders geförderten und 
subventionierten Kraftwärmekopplung 
ist der Wärmeerzeugungspfad über GuD 
und Wärmepumpe deutlich überlegen 
[1, 2].  

Hierzu ist in Bild 1 das (fundamentale) 
Strom-Endenergie Diagramm für ver-
schiedene Arten der gekoppelten und 
ungekoppelten Strom- und Wärmeer-
zeugung dargestellt. Eine ausführliche 
Darstellung des Sachverhaltes findet 
sich in [2], wo in dem dortigen Bild 5 mit 
dem gleichen und dort auch genauer zi-
tierten Zahlenmaterial eine ähnliche 
Darstellung angegeben wird. Die beiden 
durchgezogenen Linien in Bild 1 ent-
sprechen den Ortskurven einer getrenn-
ten Erzeugung von Strom in einem GuD 
mit einem Wirkungsgrad hGuD = 0,585 
und von Wärme einerseits (blaue Linie) 
in einem Brennwertkessel mit einem auf 
den (unteren) Heizwert bezogenen Wir-
kungsgrad hBK = 1,05 und andererseits 
(rote Linie) in einer Wärmepumpe mit 
einer Jahresarbeitszahl JAZ = 4. Die hier-
zu gestrichelt eingetragenen Parallelen 
ergeben einen Mehr- bzw. Minderauf-
wand an Primärenergie von 10 %: Liegt 
der Arbeitspunkt einer KWK-Anlage auf 
einer kurz gestrichelten (unteren) Paral-
lele, so bedeutet dies, dass eine getrenn-
te Erzeugung für die gleiche Produktion 
von Strom und Wärme 10 % weniger 
Erdgas verbrauchen würde. Analog er-
gibt sich bei einem Arbeitspunkt auf der 
lang gestrichelten (oberen) Parallele ein 
Mehraufwand von 10 % für die getrenn-
te Erzeugung. 

Die eingetragenen Symbole zeigen die 
elektrischen und endenergetischen Nut-
zungsgrade verschiedener KWK-Anla-
gen [2]. Die kleinen Symbole bezeichnen 
KWK-Anlagen im „Paradefall“, d. h. 
streng wärmegeführt; die dazugehöri-
gen großen Symbole gelten beispielhaft 
für einen Versorger, der seine KWK-An-
lage nur mit 80 % des eingesetzten Erd-
gases streng wärmegeführt betreibt und 
mit jeweils 10 % des eingesetzten Erdga-
ses einen Spitzenkessel betreibt und 
Spitzenstrom ohne Wärmeauskopplung 
erzeugt.  

Man erkennt aus Bild 1: Erdgas deckt 
einen dezentralen Wärmebedarf sehr 
deutlich am effizientesten über die Pro-
zesskette GuD und elektrische Wärme-
pumpe. Aufgrund einer verzerrten 
Wahrnehmung („KWK-Mythos“), die in 
Abschnitt II.3.3 von [1] zusammenge-
fasst beschrieben wurde, wird in 
Deutschland die KWK umfassend durch 
Gesetze und sogar durch direkte Sub-
ventionszahlungen gefördert. Die elek-
trische Wärmepumpe wird hingegen 
durch die Belastung mit den über die 

Stromanwendung anfallenden Steuern 
und Abgaben geradezu prohibitiv belas-
tet, wie in den folgenden Kapiteln quan-
tifiziert wird. 

Die staatliche Belastung des  
Wärmepumpenstromes  

Die Bundesrepublik Deutschland be-
lastet den Verbrauch von Elektrizität di-
rekt und indirekt durch mehrere Steu-
ern und Abgaben (Tabelle 1). Diese 
staatlichen Belastungen werden mit un-
terschiedlicher Zielrichtung bzw. Zweck-
bindung erhoben: 
? als Subvention zugunsten von poli-

tisch erwünschten Stromerzeugungs-
arten (EEG- und KWK-Abgabe, [3, 4]) 

 ? als allgemeine Steuer und Beitrag zur 
Finanzierung der Rentenversicherung 
(Stromsteuer, auch „Ökosteuer“ ge-
nannt [6]) 

? als Anreiz für den Stromerzeuger, 
möglichst wenig CO2 zu produzieren 
(CO2-Zertifikat, EUA = European Union 
Allowance)  

? als Beitrag für den kommunalen 
Haushalt (Konzessionsabgabe [8]). 

 
Inzwischen (2011 AD) macht die EEG-

Abgabe schon den mit Anstand größten 
Anteil dieser staatlichen Belastung aus 
und sie wird vermutlich in Zukunft noch 
weiter anwachsen. Überall, also auf alle 
oben genannten staatlichen Steuern 
und Abgaben, kommt zudem noch die 
zur allgemeinen staatlichen Finanzie-
rung genutzte Mehrwertsteuer hinzu.  

In der Tabelle 1 sind auch Kosten für 
die CO2-Zertifikate aufgenommen. Die 
großen Kraftwerke müssen für jede aus-

gestoßene Tonne CO2 eine EUA (Europe-
an Union Allowance ) vorlegen, die sie 
an der Börse ersteigern oder aus dem ih-
nen zugeteilten Topf entnehmen kön-
nen. Jede nicht genutzte EUA kann an 
der Börse wieder verkauft werden. Da-
her stellen die Kraftwerksbetreiber ihre 
eingesetzten EUA-Zertifikate vollständig 
in ihre Kalkulation, unabhängig davon, 
ob sie diese tatsächlich bezahlt haben 
oder ob nur Opportunitätskosten anfal-
len. Bei der Berechnung in Tabelle 1 wird 
von der Stromproduktion in einem Erd-
gas-GuD ausgegangen, was etwa einen 
Aufwand von 0,5 EUA/MWh ergibt. Für 
den schwankenden EUA-Preis haben wir 
einen Kalkulationswert von 15 Euro/ 
EUA angenommen. Der Aufwand für die 
CO2-Zertifikate wird in der Endkunden-
rechnung nicht gesondert aufgeführt, 
sondern ist Teil des Abgabe-Preises der 
Kraftwerksbetreiber.  

In Kraftwerken kann noch eine Brenn-
stoffsteuer bzw. eine Brennelementsteu-
er anfallen. Für Erdgas beträgt diese auf 
den Brennstoffeinsatz bezogene Erdgas-
steuer im Regelfall 0,55 ct/kWhth. Wir 
betrachten jedoch ein „hocheffizientes“ 
GuD, welches gesetzlich von dieser Erd-
gassteuer befreit ist.  

Insgesamt weist die Tabelle 1 für eine 
kWh Haushaltstarif-Strom brutto knapp 
10 ct/kWh staatliche Sonderbelastungen 
auf, die im Rahmen der Stromrechnung 
direkt (bzw. im Falle der EUA indirekt) 
eingezogen werden und vom Stromver-
sorger (bzw. vom Stromerzeuger) dann 
zur Abdeckung seiner diesbezüglichen 
staatlichen Verpflichtungen eingesetzt 
werden.  

Für bestimmte Erzeuger- und Nutzer-
gruppen gibt es gesetzlich festgelegte 
Ausnahmen. So sind beispielsweise „Ei-
gennutzer“, also Betreiber von Kraftwer-
ken, die den erzeugten Strom im eigenen 
Gelände wieder verbrauchen, von allen 
Umlagen befreit. Stromlieferanten, de-
ren eingekaufter Strom zu mehr als 50 % 
aus EEG-Strom besteht, sind von der 
EEG-Umlage befreit. Kleine Strompro-
duzenten benötigen keine CO2-Zertifika-

Rubrik

121 HLH Bd. 62 (2011) Nr. 9 - September

Tabelle 1  

Staatliche Belastung durch Steuern und 

Abgaben für eine kWh Strom für Tarifkun-

den. Bei der Zurechnung der CO2 Zertifika-

te wurde der Einsatz von Erdgas in einem 

modernen „hocheffizienten“ GuD-Kraft-

werk unterstellt. (Dies impliziert auch eine 

Befreiung von der Erdgassteuer) 

 



te. Außerdem gibt es vielfältige Ausnah-
men für bestimmte industrielle Strom-
verbraucher.  

Alle Abgaben und Steuern sind durch 
Gesetze bzw. Verordnungen festgelegt [3, 
4, 6, 8, 9] und gelten -mit einer Ausnah-
me- einheitlich auch für alle Haushalte. 
Eine Sonderrolle spielt lediglich die 
kommunale Konzessionsabgabe, für die 
in der Konzessionsabgabenverordnung 
(KAV [8]) Höchstsätze in Abhängigkeit 
der Einwohnerzahl der Gemeinde fest-
gelegt sind. Der in Tabelle 1 genannte 
Wert der Konzessionsabgabe von 
1,79 ct/kWh stellt also einen Mittelwert 
[7] dar.  

Bei Strom, der im Rahmen eines 
Schwachlasttarifs nach § 9 der Bundes-
tarifordnung Elektrizität oder der dem 
Schwachlasttarif entsprechenden Zone 
eines zeitvariablen Tarifs (Schwachlast-
strom) geliefert wird, beträgt der 
Höchstbetrag der Konzessionsabgabe 
einheitlich 0,61 ct/kWh. 

Bei der Belieferung von Sonderver-
tragskunden, zu denen auch die Betrei-
ber von Nachtstromspeicherheizungen 
und von Wärmepumpen gehören, darf 
nach § 2 Absatz 3 der KAV [8] ein geson-
dert ausgewiesener Höchstbetrag von 
0,11 ct/kWh nicht überschritten wer-
den. Dieser Betrag ist im Unterschied zu 
der Regelung für Tarifkunden nicht von 
der Gemeindegröße abhängig. Dieser 
Sachverhalt ist in Tabelle 2 dargestellt; 
sie zeigt für einen Sondervertragskun-
den die staatliche Belastung einer kWh 
Strom, die von der Erdgassteuer befreit 
ist, da sie aus einem hocheffizienten 
GuD stammt. Im Unterschied zu Tabelle 
1 wurden die staatlichen Belastungen 
nun zu Gruppen zusammengefasst.  

Konzessionsabgaben sind Entgelte für 
die Einräumung des Rechts zur Benut-
zung öffentlicher Verkehrswege, für die 
Verlegung und den Betrieb von Leitun-
gen, die der unmittelbaren Versorgung 
von Letztverbrauchern im Gemeindege-

biet mit Strom und Gas dienen. (KAV, § 1 
Absatz 2). Man kann daher die Konzessi-
onsabgabe als durchaus gerechtfertigte 
Kostenerstattung für eine kommunale 
Dienstleistung auffassen und aus den 
staatlichen Abgaben und Steuern aus-
klammern.  

Insgesamt ergibt sich dann nach Ta-
belle 2 eine zusätzliche Belastung einer 
Kilowattstunde Strom für den Einsatz in 
einer Wärmepumpe von netto 6.36 ct/
kWh. Hierbei wurde, -wie oben darge-
legt-, ein hocheffizientes GuD-Kraftwerk 
zugrunde gelegt, das von der Erdgas-
steuer von 0,55 ct/kWhth befreit ist und 
dank seines hohen Wirkungsgrades und 
seiner niedrigen spezifischen CO2-Emis-
sion mit etwa einem halben EUA pro 
MWh Erdgas auskommt. 

Es stellt sich nun die Frage, welches 
Gewicht die staatliche Belastung des 
Stromtarifes auf die gesamten Energie-
kosten der Wärmepumpe bewirkt. Hier-
für betrachten wir die Kostenstruktur ei-
nes Sondervertragtarifes am Beispiel des 
Elektrizitäts-Versorgungsunternehmen 
(EVU) energis (Tabelle 3). Die energis 
GmbH ist das größte EVU des Saarlan-
des und gehört mehrheitlich zum RWE.  

Die Höhe des Netzentgeltes wird von 
der Netzagentur festgelegt und vom Un-
ternehmen auf Anfrage mitgeteilt. Der 
Preis für den Stromeinkauf, der nicht 
veröffentlicht wird, wurde vom Verfas-
ser aufgrund der Börsenpreise und all-
gemeiner Hintergrund-Informationen 
geschätzt. Daraus ergibt sich dann als 
Restsumme die dem Unternehmen als 
Entgelt für seine eigenen Aktivitäten ver-
bleibenden Verwaltungs- und Deckungs-
beiträge. Man beachte, dass die CO2-Ab-
gabe nicht getrennt abgerechnet wird, 
sondern im Stromeinkauf enthalten ist. 
Mit insgesamt (5,61 + 0,75) = 6,4 ct/
kWhel tragen Steuern und Abgaben (oh-
ne Konzessionsabgabe) zu 44 % bereits 
zum „Nettopreis“ 14,4 ct der kWh Wär-
mepumpenstrom bei.  

Die staatliche Belastung von  
Erdgas zur Wärmeerzeugung 

Im Folgenden wird untersucht, wie 
unterschiedlich der Einsatz von 1 kWth 
Erdgas mit öffentlichen Steuern und Ab-
gaben belastet wird, je nachdem mit 
welcher Technik Gebäudewärme pro-
duziert wird. Dazu werden für die ver-
schiedenen Prozessketten die insgesamt 
anfallenden Steuern und Abgaben (im-
mer ohne die dazugehörige MWSt.) auf 
eine zum Einsatz kommende kWhth Erd-
gas (unterer Heizwert) bezogen bzw. 
zurückgewälzt und in Bezug zu den ei-
gentlichen Brennstoffkosten gesetzt (Ta-

belle  4).  
a) Wird 1 kWhth Erdgas über ein Vertei-
lungsnetz angeliefert und direkt im Ge-
bäude verbrannt, so fallen die folgenden 
Steuern und Abgaben an (Spalte „Heiz-
gas“ in Tabelle 4). 
Erdgassteuer:  
  0,55 ct/kWh Erdgas + MWSt. 
Konzessionsabgabe:  
  0,03 ct/kWh Erdgas + MWSt. 

Auch beim Heizgas wollen wir die 
Konzessionsabgabe nicht als zusätzliche 
staatliche Belastung, sondern -ebenso 
wie beim Strom- als gerechtfertigte Kos-
tenerstattung für eine kommunale 
Dienstleistung auffassen. Dann ver-
bleibt als zusätzliche staatliche Belas-
tung nur die Erdgassteuer von netto: 
0,55 ct/kWth.  

Erdgas für Heizzwecke kostet (Stand 
1.1.2011) bei der energis GmbH 5,85 ct/
kWhth, wobei ein typischer Grundpreis-
anteil von 0,51 ct/kWth eingerechnet 
wurde. Als Kosten für den Erdgasbezug 
des Gasversorgungsunternehmens kön-
nen -ebenso wie bei einem Gaskraft-
werk- zum Stichtag etwa 2 ct/kWhth an-
gesetzt werden. Die Verteilungskosten 
an die dezentralen Endverbraucher um-
fassen die Konzessionsabgabe, die Netz-
gebühr und -als Restsumme- die Ver-
waltungskosten und Deckungsbeiträge. 
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Tabelle 2  

Staatliche Belastung durch Steuern und Abgaben für eine kWh Strom 

bei Sondervertragskunden (u. a. Nachtstromspeicherheizung). Bei der 

Zurechnung der CO2- Zertifikate wurde der Einsatz von Erdgas in ei-

nem modernen „hocheffizienten“ GuD-Kraftwerk unterstellt (Dies im-

pliziert auch eine Befreiung von der Erdgassteuer) 

 

Tabelle 3  

Struktur eines Sondervertragtarifes (ohne MWSt.) 

wie er derzeit auch für Wärmepumpen zur Anwen-

dung kommt („Alt-Tarif“). Quelle: energis GmbH, 

Saarbrücken: Preisblatt „Strom“, Stand 2011.0101, 

und eigene Schätzung nach privater Mitteilung 
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Diese Kosten sind in Tabelle 4 als „De-
zentralitätsaufwand“ zusammengefasst 
und betragen 3,30 ct/kWhth.  
b) Wird 1 kWhth Erdgas in einer „hoch-
effizienten“ KWK-Anlage eingesetzt, so 
ergibt sich keine Belastung durch die 
Erdgassteuer, denn diese wird zurück er-
stattet. Alle anderen Kosten sind bei ei-
ner dezentralen KWK-Anlage identisch 
mit den Kosten für Heizgas (siehe Spalte 
„KWK“ in Tabelle 4).  

Der von der KWK-Anlage produzierte 
Strom unterliegt den üblichen Steuern 
und Abgaben, wobei der für die CO2-Ab-
gabe zugerechnete Brennstoffanteil 
günstig zugerechnet wird. Wichtig ist 
hier nur, dass durch diese großzügige 
Aufteilung dafür gesorgt wurde, dass die 
Wärmeproduktion des KWK Einsatzes 
frei von den Steuern und Abgaben sind, 
die für den Strombereich gelten.  
c) Wird 1 kWhth Erdgas in einem Kraft-
werk eingesetzt, so wird grundsätzlich 
der Brennstoffeinsatz mit der erwähn-
ten Erdgassteuer besteuert. Bei hocheffi-
zienten GuD-Anlagen, wovon wir im Fol-
genden immer ausgehen, wird jedoch 
die Brennstoffsteuer erstattet. 

In einem GuD wird aus 1 kWhth Erdgas 
ca. 0,6 kWhel Strom erzeugt (bei einem 
Wirkungsgrad von ca. hel = 0,6). Durch 
eine Wärmepumpe mit einer Jahresar-
beitszahl JAZ = 4 erzeugt dieser Strom 
rund 2,4 kWhth dezentrale Gebäude-
wärme.  

Der Strom für die Wärmepumpe un-
terliegt den im oberen Abschnitt aufge-
listeten Steuern und Abgaben (Tabelle 
2). Der aus 1 kWth Erdgas erzeugte Strom 
wird also mit 
 
0,6ù(5,61 + 0,75) = 3,82 ct /kWth  
 
Steuern und Abgaben belastet (siehe 
Spalte „GuD/WP“ in Tabelle 4).  
d) Vergleich: Für den gleichen Endzweck, 
nämlich der Erzeugung von Wärme in 
einem Gebäude, wird die kWhth Erdgas 
also bei direkter Verbrennung mit 
0,55 ct/kWh und bei einem „hocheffi-
zienten“ KWK-Einsatz überhaupt nicht 
belastet, während bei einem über die 
Veredelung zu Strom mittelbaren Ein-

satz die eingesetzte kWhth Erdgas netto 
mit fast 4 ct/kWth belastet wird. Dies ist 
eine massive, diskriminierende Wettbe-
werbsverzerrung zu Lasten der doch ei-
gentlich erwünschten Nutzung von Um-
weltwärme durch Wärmepumpen.  

Energiewirtschaftliche  
Gleichstellung der WP 

Die staatliche Belastung des Strom-
preises bei solchen Anwendungen, bei 
denen es zum Einsatz von Elektrizität 
keine Alternativen gibt, mag zur Spar-
samkeit anregen und ansonsten eine ge-
eignete Form der Finanzierung staatli-
cher Belange sein. Steht jedoch -wie bei 
der Wärmebereitstellung- der Stromein-
satz in Konkurrenz zu einer anderen 
Form des Energieeinsatzes, ergeben sich 
durch die drastische Verteuerung des 
Stromeinsatzes starke Anreize zur Ver-
meidung von Elektrizität. Für einen fai-
ren Wettbewerb und eine marktgesteu-
erte Auslese des günstigsten und spar-
samsten Energieeinsatzes bei thermody-
namisch optimierten Systemen zur Be-
reitstellung von Gebäudewärme muss 
daher gelten: 

 
Für Gebäudewärme muss die  
staatliche Belastung des direkten 
oder indirekten Erdgaseinsatzes  
für jede Technik oder Prozesskette 
gleich sein. 

eine spezielle Anwendung des „Gesetzes 
des einen Preises“, welches der Volks-
wirtschaftler Prof. Hans Werner Sinn als 
das „Fundamentalgesetz der Ökonomie 
schlechthin“ bezeichnet hat [10]. Es ist 
daher rational wohl nicht abweisbar. 

Grundforderung für  
diskriminierungsfreien WP-Tarif 

Die wichtigste Umsetzung der Forde-
rung nach Wettbewerbsgleichheit ergibt 
für einen diskriminierungsfreien Wärm-
pumpentarif: 

 
(1) Keine Strom spezifischen Abgaben für 

den WP-Strom (also keine Umlage 
nach EEG, KWK-G, keine Stromsteuer 
(= Ökosteuer) und keine Belastung 
durch CO2-Zertifikat, siehe auch Ab-
schnitt „Die staatliche Belastung...“ 
weiter oben). Die Konzessionsabgabe 
wird hingegen nicht angetastet, da 
man diese als Gegenleistung für eine 
kommunale Dienstleistung auffassen 
kann. 

  
Die Auswirkungen dieser Reform sind 

in Tabelle 5 am Beispiel des in Abschnitt 
2 vorgestellten derzeitigen „Alt-Tarifes“ 
angegeben. Kurz zusammengefasst: Der 
neue Wärmepumpentarif kostet (ohne 
MWSt.) nur 8,0 statt bisher 14,4 ct/
kWhel. 

Diese Kostenreduktion wirkt sich ganz 
entscheidend auf die Wirtschaftlichkeit 
des Zusatzaufwandes aus, den man bei 
der Installation einer Wärmepumpen-

Tabelle 4  

Vergleich der Einsatz-

preise für Erdgas in 

verschiedenen Anla-

gen und Prozessketten 

der Wärmeerzeugung. 

Alle Angaben in [ct 

/kWhth], Stand 

1.1.2011  

 

Tabelle 5  

Neuer WP-Tarif -ohne diskriminie-

rende Steuern und Abgaben. In der 

letzten Spalte erfolgt eine Gegen-

überstellung zum derzeit gültigen 

diskriminierenden „Alt-Tarif “ nach 

Tabelle 3. In beiden Fälle ist die 

Stromerzeugung aus einem hoch-

effizienten GuD-Erdgaskraftwerk 

zugrunde gelegt 

Diese Forderung nach Wettbewerbs-
gleichheit ist übrigens nichts anderes als 
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Anlage gegenüber einem bloßen Brenn-
wertkessel aufbringen muss. Bei einem 
jährlichen Wärmebedarf Qh ergibt sich 
als finanzieller Antrieb hierfür die jährli-
che Ersparnis an Betriebskosten DK: 
 

DK = Qhù[P(kWhth) – P(kWhel)/JAZ]   (1), 
 
wobei P(kWhth) der Wärmepreis des zum 
Vergleich herangezogenen Brennwert-
kessels und P(kWhel) der Wärmepum-
pentarif für die WP mit der Jahres-
arbeitszahl JAZ bezeichnen. Eine Tarifre-
form ergibt einen durch den Wegfall der 
Steuern und Abgaben bedingten Strom-
preis-unterschied: 
 

DPel = Palt(kWhel) – Pneu(kWhel) =  
    = 14,4 – 8,0 = 6,4 ct/kWhel   (2), 
 
was gegenüber dem Alttarif zu einer 
weiteren Stromkostenersparnis von  
 

DK1 = QhùDPel /JAZ   (3) 
 
führt. Der Spielraum für die Wirtschaft-
lichkeit von Zusatzkosten einer WP ge-
genüber einem Brennwertkessel erwei-
tert sich also durch die Tarifreform um 
einen Faktor f:  
 
f = (DKalt + DK1)/DKalt =  
  = 1 + [DPel /JAZ]/ 
    /[P(kWhth) – Palt(kWhel)/JAZ]   (4). 
 

Setzt man in Gl. (4) die bisher benutz-
ten Zahlenwerte (siehe Tabellen 4 und 5) 
ein und unterstellt eine 100 %ige Aus-
nutzung des Heizwertes des Erdgases 
durch den Brennwertkessel, so ergibt 
sich: 
 
f = 1 + (6,4 /4) /(5,85 – 14,4 /4) = 1,7  (4a). 
 

Durch den diskriminierungsfreien 
WP-Tarif darf man bei gleicher Wirt-
schaftlichkeit also rund 70 % mehr an 
Zusatzkosten gegenüber dem Referenz-
fall Brennwertkessel investieren. Der 
Anreiz zur Wahl einer WP-Heizung wür-
de sich also ganz erheblich verbessern.  

Warum der WP-Tarif den Staat  
überhaupt nichts kostet 

Die Befreiung von Strom spezifischen 
Steuern und Abgaben für den WP-Tarif 
kann und sollte an Auflagen gebunden 
werden. Der WP-Tarif sollte ausnahms-
los nur für Anlagen mit einer hohen Jah-
resarbeitszahl, z. B. JAZ > 4, gelten und 
eine spätere Anhebung der Anforderun-
gen für Neuanlagen ist vorzusehen. Bei 
den bestehenden Anlagen werden nur 
die wirklich guten Anlagen ohne tech-

nische Nachbesserung unter den WP-
Tarif fallen. Dann gibt es wenig Mitnah-
meeffekte und daher beim Start wenig 
Steuereinbußen.  

Neukunden haben vorher in der Regel 
mit Brennstoff geheizt, sie haben also 
vorher keine Stromsteuern bezahlt und 
zahlen nach dem WP-Tarif dann nach 
der Umstellung auch keine. Für die 
Staatskasse hat sich also nichts geän-
dert. Der WP-Tarif ist aufkommensneu-
tral. Allerdings gibt es auch keine Beiträ-
ge zur bestehenden Abgabenlast aller 
Stromkunden. 

Es verbleibt noch die Frage der ent-
gangenen Brennstoffsteuer (bei Erdgas: 
0,55 ct/kWh), da die Stromerzeugung in 
einem hocheffizienten GuD hiervon be-
freit ist. Hierzu gibt es 2 Lösungsmög-
lichkeiten: 
1. man hebt alle Ausnahmen für die 
Brennstoffsteuer auf (also auch für 
KWK-Anlagen), oder 
2. man hält die Befreiung von hocheffi-
zienten GuD- und KWK-Anlagen bei und 
wälzt die entstehenden Steuereinbußen 
auf den verbleibenden uneffizienten 
Brennstoffeinsatz um. Dies ist die aus 
ökologischer Sicht eindeutig zu bevor-
zugende Alternative. 

Weitere Anforderungen an einen  
diskriminierungsfreien WP-Tarif 

Bei der KWK ergibt sich ein natürli-
cher Zusammenhang zwischen der Art 
des PE-Einsatzes und der Strom- und 
Wärmeproduktion. Dies gilt für den Ein-
satz einer WP zunächst nicht, da eine 
mit Strom betriebene WP über das Elek-
trizitätsnetz gespeist wird und daher ei-
ne direkte Zuordnung von PE-Einsatz 
und Stromanwendung auf den ersten 
Blick nicht mehr gegeben ist. Eine der-
artige Zuordnung zwischen PE-Einsatz 
und WP-Anwendung kann jedoch durch 
einen entsprechenden Wärmepumpen-
tarif geschaffen werden, der in Analogie 
zu den bekannten Ökostromtarifen kon-
zipiert wird und besonderen Anforde-
rungen unterliegt. So kann ein WP-Tarif 
darauf eingeschränkt werden, dass für 
den danach abgerechnete „WP-Strom“ 
 
(2) nur CO2-freie oder CO2-arme PE-Träger 

eingesetzt werden, also: regenerative 
Energien, Kernenergie, Abfallbrenn-
stoffe aus kommunalem Müll und 
Erdgas. 

 
Durch diese Auflage kann insbesonde-

re der Einsatz von Erdgas gegenüber 
Kohle gefördert werden.  

KWK-Strom muss jederzeit vom 
Stromnetz zu einem Festpreis aufge-

nommen werden; KWK-Anlagen genie-
ßen ein „großes Einspeisprivileg“ – sogar 
in gleicher Weise wie die Regenerativen 
Energien (RE). Zur Gleichstellung könnte 
man für Kraftwerke, die –vertragsge-
mäß– Wärmepumpenstrom liefern, eine 
ähnliche aber doch nicht ganz so weit-
gehende Regelung schaffen: 

 
(3) Kleines Einspeiseprivileg: Vertragsge-

mäßer WP-Strom aus Erdgaskraftwer-
ken muss vom Netzbetreiber zu einem 
Sockelbetrag (Mindestpreis) mit Vor-
rang vor Stromerzeugern mit hohem 
spezifischem CO2-Ausstoß aufgenom-
men und weitergeleitet werden. 

  
Man beachte, dass das kleine Einspei-

seprivileg nicht –wie das große Einspei-
seprivileg der KWK– einen unbedingten 
Anspruch auf beliebige Stromlieferung 
begründet, sondern nur ein Recht auf 
zweckgebundene Durchleitung von WP-
Strom von einem vertragsgemäßen 
Kraftwerk zum Stromverbraucher Wär-
mepumpe.  

Die obigen Anforderungen (2) und (3), 
deren exakte Ausformulierung den Rah-
men dieses Aufsatzes übersteigen wür-
de, begründen für einen lokalen Strom-
versorger eine sichere Kalkulationsbasis, 
WP-Strom anzubieten und vertraglich 
abzusichern.  

Selbstverständlich kann ein Kraftwerk 
neben dem verrechneten WP-Strom 
auch sonstigen Strom zum entsprechen-
den Marktpreis liefern und dadurch Er-
löse erwirtschaften. Dieser „Spitzen-
strom“ wird jedoch nicht zusätzlich ge-
fördert.  

Zentraler und dezentraler  
Erdgaspreis 

In Deutschland wird Erdgas zurzeit in 
zwei von drei Marktgebieten an der 
Energiebörse EEX gehandelt. Am Stich-
tag lag dieser Großhandelspreis, der 
als Einstandspreis für Stadtwerke und 
große Kraftwerke gelten mag, bei rund 
2 ct/kWhth. Die Verteilung des Erdgases 
auf die kleinen dezentralen Verbraucher 
führt nach der Aufstellung in Tabelle 4 
für den Dezentralitätsaufwand zu einer 
Verteuerung um 3,30 ct/kWhth auf 5,30 
ct/kWhth. Das legt die Stolperfrage nahe: 
Kann es eigentlich vernünftig sein, Elek-
trizität für das öffentliche Stromnetz im 
großen Stil dezentral zu erzeugen, wenn 
dadurch der Erdgaseinsatz rund zwei-
einhalbfach teurer wird? 

Geht man davon aus, dass die darge-
legte Verteuerung des Gaspreises durch 
die Verteilung über das Gasnetz gerecht-
fertigt ist, so ist die dezentrale Strom-
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produktion für das Stromnetz aus Gas 
nach Heiztarif volkswirtschaftlicher Un-
sinn. Selbst mit den raffiniertesten Wär-
megutschriften wird man für 1 kWhel 
KWK-Strom nie weniger als 1 kWhth Erd-
gas zurechnen können. Bei einem Ein-
satzpreis des Erdgases von 5,30 ct/kWhth 
liegt man jedoch bereits im Bereich der 
gesamten Stromerzeugungskosten bei 
einem großen zentralen Kraftwerk (sie-
he auch Tabelle 3). Selbst eine fast kos-
tenlose KWK-Anlage könnte also den 
Vorsprung eines zentralen Kraftwerkes 
beim Gaseinkauf nicht mehr aufholen.  

Eine betriebswirtschaftliche Wirt-
schaftlichkeit wird also ausschließlich 
durch die direkte Subventionierung und 
die sonstige gesetzliche Bevorzugung 
des KWK-Stromes ermöglicht.  

Schlussfolgerung 

Es wird vorgeschlagen [11]: 
1.  Ein in der Anwendung eng begrenzter 

und an die Erfüllung hoher Effizienz- 
und Umweltauflagen gebundener 
Wärmepumpentarif wird von allen an 
die Elektrizität gebundenen Steuern 
und Abgaben befreit. 
Man beachte, dass diese Steuerbefrei-

ung praktisch zu keiner staatlichen Min-
dereinnahme gegenüber dem jetzigen 
Zustand führt (siehe Abschnitt „Warum 
der WP-Tarif dem Staat...“). 

Weiterhin und nachrangig zum zen-
tralen Vorschlag (1.) wird zur Wettbe-
werbsgleichheit zwischen WP und KWK 
und zur wirksameren Erfüllung der von 
der Förderung der KWK erhofften ener-
giepolitischen Ziele vorgeschlagen: 
2.  Der Wärmepumpentarif ist an den 

Einsatz von CO2-freien oder CO2-ar-
men Energieträgern wie Erdgas ge-
bunden. 

3.  WP-Strom kann vorrangig vor jeder 
Stromquelle mit höherem CO2-Anteil 
(also vor allem Kohlestrom) in das 
Netz eingespeist werden („kleiner Ein-
speise-Vorrang“). 

4.  Die zusätzliche Wettbewerbsverzer-
rung, die sich aus der -alleine schon 
wg. des hohen Dezentralisierungsauf-
wand wirtschaftlich inhärent unsinni-
gen- Subventionierung der dezentra-
len KWK ergibt, wird eingestellt (siehe 
vorherigen Abschnitt). 
 

Weitere Beiträge des Autors zum The-
ma „Thermodynamisch optimiertes Hei-
zen“ finden sich im Internet unter: www.
uni-saarland.de/fak7/fze/ThOptHeizen.htm 
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